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Der Kreistag möge die Änderungssatzung zur Schülerbeförderungssatzung des Landkreises Vorpommern-Rügen mit folgenden grau unterlegten Änderungen beschließen

§ 3 Mindestentfernung
Schülerinnen und Schüler, die eine örtlich nicht zuständige allgemein bildende Schule im Landkreis Vorpommern-Rügen besuchen und deren Schulwege die Schulwegmindestentfernung gemäß § 4 Absatz 1 Nr. 1 und 2 der Satzung überschreiten, erhalten auf Antrag eine Kostenerstattung bis zu 50,00 EURO für Beförderungsmittel wie in § 5 Abs. 1 dieser Satzung aufgeführt. Die darüber hinaus entstehenden Kosten sind durch die Schülerinnen und Schüler oder ihre Erziehungsberechtigten zu tragen. § 7 Absatz 2 der Satzung findet entsprechende Anwendung. 
§ 5 Beförderungsmittel 
(1) Im Rahmen der Durchführung einer Schülerbeförderung oder der Erstattung notwendiger Aufwendungen bestimmt der Landkreis das zweckmäßigste Beförderungsmittel unter Berücksichtigung der Zumutbarkeit für die Schülerinnen und Schüler sowie den Interessen des Gesamtverkehrs und der Wirtschaftlichkeit. Im Regelfall sind die Verkehrsmittel nach der aufgeführten Reihenfolge zu benutzen. Abweichend hiervon besteht für die Anspruchsberechtigten ein Wahlrecht zwischen den Beförderungsmitteln der Nr. 1 a und Nr.1b. Die Beförderung wird - soweit möglich - im Rahmen des öffentlichen Personennahverkehrs durchgeführt, sofern der Landkreis nicht eigene Beförderungsleistungen zur Verfügung stellt. Es besteht kein Anspruch auf Beförderung mit einem besonderen oder bestimmten Beförderungsmittel oder auf Mitbeförderung einer Begleitperson. 

Beförderungsmittel sind: 

1. öffentliche Verkehrsmittel 

a) des Linienverkehrs nach § 42 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) vom 21.03.1961 (BGBl. I S. 241) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 (Bundesgesetzblatt I Seite 1690), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 7. September 2007 (Bundesgesetzblatt I Seite 2246) 

b) des schienengebundenen Personenverkehrs laut ÖPNV-Gesetz des Landes M-V (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 550 vom 15.11.1995), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. November 2008 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 438) 

c) der Sonderform des Linienverkehrs nach § 43 Nummer 2 PBefG 

2. angemietete oder eigene Kraftfahrzeuge des Trägers der Schülerbeförderung nach der Freistellungsverordnung vom 30.08.1962 (Bundesgesetzblatt I Seite 601), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 30. Juni 1989 (Bundesgesetzblatt I Seite 1273). 

(2) Auf Antrag kann zur Schülerbeförderung ein anders geartetes Beförderungsmittel oder ein privates Kraftfahrzeug gegen Erstattung der notwendigen Aufwendungen gemäß § 6 eingesetzt werden, wenn Beförderungsmittel gemäß Absatz 1 nicht zur Verfügung stehen.
[image: image1.png]il 444//





Stralsund, den 12.3.2018 

Durch die Deckelung auf 50,- je Kind und Monat sind wesentliche Mehrausgaben zur BV der Verwaltung nicht zu erkennen. Sollten wider Erwarten geringe Mehrausgaben durch höhere Fallzahlen entstehen, wäre eine mögliche Deckungsquelle:

Mehreinnahmen im TH 7     Produkt 1220200

Zentrale Bußgeldstelle durch die neu installierten Blitzer an der A20- Umgehung

S. 435 im aktuellen Haushaltsplan

Ort / Datum
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